
Beglaubigte Abschrift 

Landgericht Memmingen 

Az.: 1 HK 01107/24 

In dem Rechtsstreit 

Verbraucherzentrale Baden Württemberg e. V., vertreten durch d. Vorstand, Paulinenstraße 
47, 70178 Stuttgart 
- Kläger - 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte 

 

gegen 

Sparkasse Schwaben-Bodensee, vertreten durch d. Vorstand, St.-Josefs-Kirchplatz 6 - 8, 
87700 Memmingen 
- Beklagte - 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte 

wegen Unterlassung 

erlässt das Landgericht Memmingen - 1. Kammer für Handelssachen - durch den Vorsitzenden 

Richter am Landgericht  den Handelsrichter und den Handelsrichter 

am 12.03.2025 aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 29.01.2025 folgendes 

Endufie" 

Die Klage wird abgewiesen. 

II. Die Kosten des Rechtsstreits trägt die Klägerin. 

III. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % desje- 

weils zu vollstreckenden Betrages. 
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Tatbestand 

Der Kläger, ein als qualifizierte Einrichtung in die Liste nach @ 4 UKIaG eingetragener Verbrau- 

cherschutzverein, nimmt die beklagte Sparkasse auf Unterlassung, Auskunft und Beseitigung we- 

gen der Andienung von Rentenversicherungsverträgen mit Abschlusskosten und Verwaltungskos- 

ten für die Vertragsschlüsse zur Vorbereitung der Auszahlungsphase von Altersvorsorgeverträ- 

gen (Riester-Verträgen) in Anspruch. 

Die Beklagte ist eine Sparkasse, zu deren Leistungsportfolio unter anderem der Abschluss von 

Altersvorsorgeverträgen (Riester-Verträge) gehört. Dem Kläger liegen Beschwerden zahlreicher 

Verbraucher über die Beklagte und anderen Sparkassen, die sich entsprechend wie die Beklagte 

verhalten, vor, unter anderem die Verbraucherbeschwerde des 

 schloss mit der Beklagten den Altersvorsorgevertrag „VorsorgePlus“, der 

das Datum 14.11.2008 trägt (Anlage K 1 = Anlage B 1, nachfolgend: Riester-Vertrag). Der Ries- 

ter—Vertrag teilt sich auf in eine Ansparphase sowie in eine Auszahlungsphase. Dem Riester—Ver— 

trag lagen „lnformationen zum Altersvorsorgevertrag“ bei (Anlage K 1 Seite 2 und 3 = Anlage B 3). 

Diese Informationen enthielten unter „2. Kosten" Folgendes: 

„Im Falle der Vereinbarung einer Leibrente in der Auszahlungsphase wird der Sparer ggfs. 

mit angemessenen Abschluss- und/oder Vermittlungskosten belastet.“ 

Ferner lagen dem Riester-Vertrag „Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag“ bei (Anlage K 1 

Seiten 4 und 5 = Anlage B 2). Sie enthalten Folgendes: 

„4.2 Angebote über die Gestaltung der Auszahlungsphase 

Die Sparkasse wird den Sparer bis spätestens sechs Monate vor Voll- 

endung seines 60. Lebensjahres auffordern, ihr mitzuteilen, zu welchem 

Zeitpunkt er in die Auszahlungsphase eintreten möchte. Zu diesem 

Zweck wird die Sparkasse dem Sparer je ein Angebot 

- für eine lebenslange gleich bleibende oder steigende monatliche 
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Leibrente, die die Sparkasse ggfs. zugunsten des Sparers mit einem 

Versicherungsunternehmen abschließt, sowie 

- für einen Auszahlungsplan mit unmittelbar anschließender lebens- 

langer Teilkapitalverrentung 

unterbreiten. Im Falle der Vereinbarung einer Leibrente werden dem Spa- 

rer ggfs. Abschluss- und/oder Vermittlungskosten belastet. 

Wegen der Einzelheiten wird auf den Riester-Vertrag nebst Anlagen (Anlage K 1 = Anlagen B 1 

bis B 4) Bezug genommen. Diese Riester-Verträge sind von der BaFin nach den Vorschriften des 

AltZertG zertifizierte Sparverträge, die im Rahmen des @ 10 a EStG steuerlich förderungsfähig 

sind. Für diese Altersvorsorgeverträge charakteristisch ist die Ansparung eines Guthabens durch 

regelmäßige Einzahlungen im Rahmen eines Banksparplans und staatliche Förderbeträge (An- 

sparphase), das den Kunden dann mit Beginn einer gesetzlichen Altersversorgung zugute kommt 

(Auszahlungsphase). In der Ansparphase akkumuliert der Kunde Sparvermögen indem er Spar- 

beiträge auf ein Sparkonto einzahlt. Diese Sparbeiträge werden von der Beklagten während der 

Ansparphase mit einer variablen Grundverzinsung und einem zusätzlichen, von der Vertragsdau- 

er abhängigen Bonuszins verzinst. Die vom Sparkunden eingezahlten Sparbeiträge werden staat- 

lich gefördert durch Gewährung eines zusätzlichen Abzugs von Sonderausgaben im Rahmen der 

Veranlagung zur Einkommensteuer gemäß 5 10a EStG, bzw. durch die Inanspruchnahme der Al- 

tersvorsorgezulage nach 55 83 ff. EStG. Nimmt der Kunde die Angebote der Beklagten über die 

Gestaltung der Auszahlungsphase gemäß Ziffer 4.2 der Sonderbedingungen Altersvorsorgever- 

trag (Anlage K 1, Seite 4 = Anlage B 2) nicht an, erhält er mit zeitlichem Abstand aktualisierte An- 

gebote zur Gestaltung der Auszahlungsphase. Dadurch kann der Kunde Einfluss auf den Beginn 

der Auszahlungsphase nehmen. Außerdem besteht die Möglichkeit eines Anbieterwechsels. 

Mit Schreiben vom 25.09.2017 übersandte die Beklagte an  zwei Vorschläge zur 

Gestaltung der Auszahlungsphase. Der eine Vorschlag sah die Vewvendung eines Betrages in 

Höhe des Sparguthabens für den Abschluss einer lebenslangen Leibrente (Sofortrente) vor, nach 

dem anderen Vorschlag sollte die Auszahlung teilweise in Form eines Auszahlungsplans erfol- 

gen, teilweise für den Abschluss einer daran anschließenden aufgeschobenen Rentenversiche- 

rung ab dem 85. Lebensjahr erfolgen. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben der Be- 

klagten vom 25.09.2017 (Anlage B 5) Bezug genommen. Zu Sofortrente und aufgeschobener 
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Rentenversicherung war dem Schreiben jeweils ein Angebot der Bayern-Versicherung Lebens- 

versicherung AG (nachfolgend: Bayern-Versicherung) beigefügt. Darin waren die Abschluss- und 

Venzvaltungskosten, die bei der Bayern—Versicherung anfallen und von dieser dem Einmalbetrag 

entnommen werden, mit insgesamt 1.316,13 € angegeben. Wegen der Einzelheiten wird auf das 

Angebot Sofortrente der Bayern—Versicherung vom 25.09.2017 (Anlage B 6) Bezug genommen. 

Das Angebot der Bayern-Versicherung für einen Auszahlungsplan mit aufgeschobener Renten- 

versicherung enthielt Abschluss- und Verwaltungskosten in Höhe von insgesamt 429,22 €. We- 

gen der Einzelheiten wird auf das Angebot Rentenversicherung mit aufgeschobener Rentenzah- 

lung der Bayern—Versicherung vom 25.09.2017 (Anlage B 8) Bezug genommen. Die Beklagte be— 

rechnete weder nach dem Angebot Sofortrente noch dem Angebot einer aufgeschobenen Ren- 

tenversicherung irgendwelche Kosten. 

Mit Schreiben vom 26.01.2023 unterbreitete die Beklagte  zwei weitere Angebote 

der Bayern-Versicherung zur Gestaltung der Auszahlungsphase. Das Angebot der Bayern—Versi- 

cherung für eine Rentenversicherung mit sofort beginnender Rentenzahlung zum 01.07.2023 (al- 

so kurz nach dem 65. Geburtstag von ) gab Abschluss- und Verwaltungskosten, 

die bei der Bayern-Versicherung anfallen und von dieser dem Einmalbetrag entnommen werden, 

mit insgesamt 1.969,66 € an. Wegen der Einzelheiten wird auf die Anlage B 10 = Teil der Anlage 

K 2) Bezug genommen. Als Alternative übermittelte die Beklagte ein Angebot der Bayern-Versi- 

cherung zum Abschluss einer ebenfalls zum 01.07.2023 beginnenden Sofortrente gegen einen 

Einmalbetrag in Höhe von 22.942,07 € und monatlichen Leistungen in Höhe von 81,66 €. In die- 

sem Vorschlag waren Abschluss- und Verwaltungskosten, die bei der Bayern-Versicherung anfal- 

len und von dieser dem Einmalbetrag zur Rentenversicherung entnommen werden, mit insge— 

samt 1.379,13 € angegeben. Wegen der Einzelheiten wird auf das Angebot Sofortrente der Bay- 

ern-Versicherung (Anlage B 11 = Teil der Anlage K 2) Bezug genommen. Bei keinem der Angebo- 

te war die Berechnung von Kosten durch die Beklagte vorgesehen. 

Mit E-Mail der Beklagten vom 08.03.2024 wurden  erneut zwei Vorschläge zum 

Abschluss einer Leibrente unterbreitet, einmal unter Berücksichtigung einer Entnahme eines Teils 

des Sparguthabens, einmal ohne eine solche Entnahme. Wegen der E-Mail der Beklagten vom 

08.03.2024 im Einzelnen wird auf die Anlage K 5 Bezug genommen. Das beigefügte Angebot der 

Bayern-Versicherung für den Abschluss einer zum 01.05.2024 beginnenden Sofortrente gegen 
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einen Einmalbetrag in Höhe des angesparten Guthabens von 33.361,91 € gab Abschluss- und 

Vermittlungskosten, die bei der Bayern-Versicherung anfallen mit insgesamt 2.004,26 € an. We- 

gen der Einzelheiten wird auf das Angebot Sofortrente der Bayern—Versicherung vom 08.03.2024 

(Anlage B 12) Bezug genommen. Als Alternative erhielt  ein Angebot der Bay- 

ern—Versicherung zum Abschluss einer ebenfalls zum 01.05.2024 beginnenden Sofortrente ge- 

gen einen Einmalbetrag in Höhe von 23.353,34 € und monatlichen Leistungen (inklusive Über- 

schussbeteiligung) in Höhe von 84,62 €, das Abschluss- und Verwaltungskosten, die bei der Bay- 

ern-Versicherung anfallen und von dieser dem Einmalbetrag zur Rentenversicherung entnommen 

werden, mit insgesamt 1.379,13 € an. Wegen der Einzelheiten wird auf das Angebot Sofortrente 

der Bayern-Versicherung vom 08.03.2024 (Anlage B 13) Bezug genommen. Auch bei keinem die- 

ser Angebote berechnete die Beklagte Kosten. 

Entscheidet sich ein Kunde der Beklagten für die Vorschläge der Beklagten zum Abschluss einer 

Leibrente bei einem Versicherungsunternehmen., wird eine gesonderte Vereinbarung über die Ge- 

staltung der Auszahlungsphase erstellt, mit der vom Kunden der Auftrag erteilt wird zum Ab- 

schluss der Leibrente beim Versicherungsunternehmen und der Vewvendung seines Spargutha- 

bens für den Einmalbeitrag zu der Rentenversicherung, aus dem das Versicherungsunterneh- 

men Abschluss— und Verwaltungskosten entnimmt. Die Beklagte berechnet keine Kosten. Wegen 

der Einzelheiten wird auf die Anlage B 14 Bezug genommen. 

Die von der Bayern-Versicherung in Ansatz gebrachten Abschluss- und Venzvaltungskosten sind 

marktüblich. Leibrenten ohne Ansatz dieser Kosten bietet die Bayern—Versicherung nicht an. Der 

Beklagten ist auch sonst kein Versicherungsunternehmen bekannt, das bei Abschluss einer Leib- 

rente keine derartigen Abschluss- und Verwaltungskosten berechnet. Andere Anbieter von Leib- 

renten zur Auszahlungsphase des Altersvorsorgevertrages als Versicherungsunternehmen gibt 

es nicht. 

 stimmte keinem der von der Beklagten unterbreiteten Angebote zu. Auch von der 

Möglichkeit eines förderunschädlichen Anbietemechsel machte  keinen Ge- 

brauch, obwohl die Beklagte mit der Übersendung von Angeboten zur Gestaltung derAuszah- 

lungsphase auf die Möglichkeit des Anbieterwechsels hinwies. 
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Mit Schreiben vom 13.06.2024 ließ die Klägerin die Beklagte abmahnen und zur Vermeidung des 

Unterlassungsklageverfahrens zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungserklärung auffor— 

dern. Wegen der Einzelheiten wird auf das Schreiben vom 13.06.2024 (Anlage K 6) Bezug ge- 

nommen. Die Beklagte gab mit Schreiben vom 18.07.2024 (Anlage K 9) eine strafbewehrte Unter- 

lassungserklärung ab, allerdings lediglich in Bezug auf die unklaren Ausführungen zum Zustande- 

kommen des Vertrags, nicht aber in Bezug auf die hier streitgegenständliche Geschäftspraxis. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die von der Beklagten abgegebene strafbewehrte Unterlas— 

sungserklärung (Anlage K 10) Bezug genommen. Die von der Klägerin seinerzeit geforderte Ab- 

mahnpauschale zahlte die Beklagte am 22.07.2024 in voller Höhe. 

Die Klägerin gibt an: 

Die von der Klägerin geltend gemachten Unterlassungsansprüche ergäben sich aus 5 8 Abs. 1, 

Abs. 3 Nr. 3 UWG, weil die Beklagte gegen 55 3, 3a UWG i. V. m. @@ 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 7 cAlt- 

ZertG bzw. 55 3, 3a UWG i. V. m. @ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 AltZertG verstoße. Dass die Beklagte den 

Vertrag mit  bereits vor dem Inkrafttreten von 95 7, 7 b AltZertG abgeschlossen ha- 

be, schade nicht, da es sich um laufende lnformationspflichten handele. Die von der Beklagten 

verwendete Klausel „im Falle der Vereinbarung einer Leibrente werden dem Sparer ggfs. Ab- 

schluss- und/oder Vermittlungskosten belastet" sei nach der Rechtsprechung des Bundesge- 

richtshofs (Urteil vom 21.11.2023 - XI ZR 290/22) unwirksam wegen Verstoßes gegen das ge- 

setzliche Transparenzgebot des @ 307 Abs. 1 S. 2 BGB mit der Folge, dass die Klausel nach 5 

306 Abs. 2 BGB ersatzlos wegfällt (sog. Verbot einer geltungserhaltenden Reduktion). Dieses 

Verbot stehe nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs auch der Anwendung 

dispositiven Rechts entgegen (EuGH, Urteil vom 08.12.2022, RS C-625/21-GUPFINGER). Mit ih- 

rer Geschäftspraxis verstoße die Beklagte außerdem gegen @@ 3, 5 Abs. 2 Nr. 2, Nr. 7 UWG, in- 

dem sie den Verbraucher Verträge anbiete, die Abschluss- oder Vermittlungsgebühren enthalten, 

die der Verbraucher gemäß @@ 7, 7 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG nicht schulde. Ohne Erfolg berufe 

sich die Beklagte darauf, dass sie keine eigenen Kosten fordere, sondern Abschluss- und Veh/val- 

tungskosten, die bei Dritten entstehen (Versicherer), weil in der vom Bundesgerichtshof für un- 

wirksam erklärten Klausel ebenfalls nicht nach eigenen Kosten und Kosten Dritter unterschieden 

werde. Zutreffend habe das Landgericht Hechingen im Urteil vom 15.10.2024 - 5 0 11/24 KFA - 

(Anlage K 12) entschieden, dass der Beklagten ein Zahlungsanspruch auch nicht aus 5 670 BGB 
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zustehe. Die Klausel der Beklagten in ihren Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag Ziffer 4.2 

Satz 4 („Im Falle der Vereinbarung einer Leibrente werden dem Sparer ggfs. Abschluss- und/oder 

Vermittlungskosten belastet.“) sei in ähnlicher Weise unklar, wie die vom Bundesgerichtshof für 

unwirksam angesehene Klausel. Ohne Erfolg berufe sich die Beklagte darauf, mit der Übermitt- 

lung der Angebote zur Gestaltung der Auszahlungsphase erfülle sie lediglich eine Verpflichtung 

aus dem Vertrag, weil dies nach der Rechtsprechung des EuGH eine Auslegung contra legem (@ 

306 Abs. 2 BGB) darstelle. Der Altersvorsorgevertrag sei auch ohne eine Kostenpflicht des Ver- 

brauchers durchführbar, weil ein entsprechender Versicherungsvertrag in der Auszahlungsphase 

auch ohne eine Belastung des Verbrauchers mit Kosten geschlossen werden könne, zumal der 

Verbraucher von der Beklagten nicht informiert worden sei, dass die Leibrente von einem Dritten 

angeboten werde und der Verbraucher nicht wisse, dass Leibrenten ausschließlich Versiche- 

rungsunternehmen vorbehalten seien. Ein Kostenerstattungsanspruch ergebe sich weder aus 

Auftragsrecht, noch aus den Grundsätzen der Geschäftsführung ohne Auftrag. 

Der Kläger beantragte zunächst als Klageantrag zu 5 eine Verurteilung der Beklagten, an die Klä- 

gerin 243,51 € Abmahnkosten zuzüglich Zinsen zu bezahlen. Insofern wurde die Klage zurückge— 

nommen. 

Die Klägerin beantragt: 

l. Die Beklagte wird verurteilt, es zu unterlassen, einem Verbraucher, der mit der Be— 

klagten einen Altersvorsorgevertrag geschlossen hat, der formularvertraglich vor- 

sieht, dass zur Vorbereitung der Auszahlungsphase die Beklagte dem Verbraucher 

Angebote unterbreitet, wobei im Falle der Vereinbarung einer Leibrente der Verbrau- 

cher 

„ „ggf. mit angemessenen Abschluss— und/oder Vermittlungskosten“ 

belastet werden darf (Anlage K 1, Seite 2; rote Umrahmung durch uns), 

zur Vorbereitung der Auszahlungsphase den Abschluss von Rentenversicherungs— 

verträgen anzudienen und dabei Abschlusskosten und Ven1valtungskosten für die 

Vertragsschlüsse vorzusehen, 



1 HK 01107/24 -Seite 8 - 

wie geschehen im Vertragsverhältnis der Beklagten mit dem Verbraucher 

gemäß Schreiben nach Anlage K 2, Seiten 3 und 10 (ro- 

te Umrahmungen durch uns). 

Der Beklagten wird fürjeden Fall der schuldhaften Zuwiderhandlung gegen die in Zif- 

fer l. genannten Unterlassungspflicht ein Ordnungsgeld bis zu € 250.000,00 (ersatz- 

weise Ordnungshaft bis zu 6 Wochen) oder Ordnungshaft bis zu 6 Monaten, zu 

vollstrecken am Vorstand der Beklagten, angedroht. 

Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin Auskunft zu erteilen über alle Kunden (Ver- 

braucher), 

mit denen die Beklagte einen wie in Ziffer I. beschriebenen Altersvorsorgevertrag ge— 

schlossen hatte und denen die Beklagte im Anschluss an diesen Vertrag zur Vorbe- 

reitung der Auszahlungsphase lediglich den Abschluss der in Ziffer I. genannten An- 

schlussverträge angedient und dabei Abschlusskosten und Venrvaltungskosten für 

den Abschluss dieser Anschlussverträge vorgesehen hat, 

geordnet nach 

- Postleitzahlen und innerhalb dieser Postleitzahlen 

- nach Straßennamen und innerhalb dieser Straßennamen 

— nach Hausnummern und innerhalb dieser Hausnummern 

- nach Nachnamen und innerhalb dieser Nachnamen 

- nach Vornamen; 

Die Beklagte wird verurteilt, im Anschluss an die Auskunftserteilung gemäß Ziffer III. 

alle Kunden, bei denen es sich um Verbraucher handelt und denen die Beklagte die 

in Ziffer |||. beschriebenen Anschlussverträge angedient hat, darüber zu informieren, 

dass diese Kunden (Verbraucher) den Abschluss eines Anschlussvertrags ohne die 

von der Beklagten angesetzten Abschlusskosten und Venrvaltungskosten verlangen 

können. 
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Die Beklagte beantragt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Beklagte gibt an: 

@ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 S. 2 AltZertG sei auf den hier streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrag 

nicht anwendbar. Die nach @ 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG erforderlichen Informationen im Vorfeld 

der Auszahlungsphase seien von der Beklagten vollständig erteilt worden. Es sei zwar richtig, 

dass die Klausel in Ziff. 4.2 Satz 4 der Sonderbedingungen zum Altersvorsorgevertrag (Anlage B 

2) unwirksam sei. Die hier streitgegenständlichen Angebote zur Gestaltung der Auszahlungspha- 

se würden allerdings aufgrund der Regelung in Ziffer 4.2 Satz 2 der Sonderbedingungen zum AI— 

tersvorsorgevertrag (Anlage B 2) unterbreitet, was nichts mit einer geltungserhaltenden Reduktion 

des Satzes 4 der Ziffer 4.2 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag zu tun habe. Eine Ab- 

lehnung der Anwendung dispositiven Gesetzesrechts anstelle einer unwirksamen AGB—Klausel 

stehe im offenen Widerspruch zu 5 306 Abs. 2 BGB. Außerdem sei auch der vom EuGH aner- 

kannte Ausnahmefall für die Anwendung dispositiven Gesetzesrechts anstelle einer unwirksamen 

AGB-Klausel gegeben, weil der Altersvorsorgevertrag ohne die Angebote nicht mehr durchführbar 

sei. Dem Kunden stehe es frei, ob er einem der Vorschläge der Beklagten folge und mit ihr die 

gesonderte Vereinbarung über die Gestaltung der Auszahlungsphase treffe. Er könne auch den 

Anbieter wechseln, dabei behalte der Kunde die Vorteile aus der staatlichen Förderung seines Al- 

tersvorsorgevertrages. 
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Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. 

Die Klage ist zulässig. Insbesondere ist das angerufene Gericht auch sachlich zuständig gemäß 

@ 14 Abs. 1 UWG. Eine ausschließliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts gemäß 55 1, 6 

UKIaG bzw. 55 1, 3, 14 VDuG besteht nicht, weil sich die Klägerin ausdrücklich auf @ 8 Abs. 1, 3 

UWG stützt. Die Vorschriften über die Kontrolle unwirksamer Allgemeiner Geschäftsbedingungen 

gemäß @ 1 UKIaG und des Lauterkeitsrechts sind nebeneinander anwendbar (BGH, GRUR 2018, 

423 Rn. 46, juris; BGH, NJW 2024, 3152 Rn. 23). Eine ausschließliche Zuständigkeit des Ober— 

landesgerichts ergibt sich auch nicht aus @ 3 Abs. 1 VDuG , weil die Klägerin auch mit den Klage- 

anträgen III. und IV. keine Abhilfeklage gemäß 5 1 Abs. 1 Nr. 1, 14 ff. VDuG erhoben hat, sondern 

sich auf 5 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3 UWG beruft. Die beiden Verfahrensarten stehen nebeneinander 

(vgl. Bay0bLG, Beschluss vom 19.07.2024 - 102 VKI 1/24 e, juris). 

Die Klage ist unbegründet, weil die Klägerin gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Unterlas— 

sung gemäß ä 8 Abs. 1, Abs. 3 Nr. 3 UWG i. V. m. 58 3, 3 a UWG, @ 7 Abs. 1 8 . 2  Nr. 9 AltZertG, 

@ 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG, @ 5 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 5 UWG oder einem anderen Rechtsgrund 

hat und mangels Hauptanspruch auch kein Auskunftsanspruch aus 5 242 BGB oder ein Beseiti- 

gungsanspruch aus @ 8 Abs. 1 S. 1 UWG besteht. 
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Die Klägerin hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Unterlassung gemäß @ 8 Abs. 1, Abs. 3 

Nr. 3, 59 3, 3a UWG i. V. m. @ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 8 . 2  AltZertG, weil die Regelung des @ 7 Abs. 1 

S. 2 Nr. 9 S. 2 AltZertG auf den streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrag keine Anwendung 

findet. 5 7 AltZertG regelt die lnformationspflichten des Anbieters eines Altersvorsorge- oder Ba- 

sisrentenvertrags vor Vertragsschluss durch ein Produktinformationsblatt. @ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 

AltZertG wurde zuletzt mit Art. 17 des Gesetzes zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen 

beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 

11.12.2018 (BGBl. I 2018, S. 2338) mit Wirkung zum 01.01.2019 neu gefasst. Nach @ 7 Abs. 1 S. 

2 Nr. 9, 5 2a 8. 1 Nr. 1 Buchst. fAItZertG sind auch die Kosten ab Beginn der Auszahlungsphase 

als Prozentsatz der gezahlten Leistung anzugeben bzw. soweit diese Angaben noch nicht fest- 

stehen, darauf hinzuweisen und in @ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 S. 3 ist bestimmt, dass Kosten nach 5 2a 

8. 1 AltZertG, die im individuellen Produktioninformationsblatt nicht ausgewiesen sind oder auf die 

nicht hingewiesen wurde, vom Vertragspartner nicht geschuldet sind. In der Übergangsvorschrift 

@ 14 Abs. 6 S. 2 und 3 AltZertG ist jedoch ausdrücklich bestimmt, dass die Regelungen in 5 7 

Abs. 1 S. 2 Nr. 9 AltZertG nicht für Verträge gelten, die vor dem 01.01.2017 abgeschlossen wur- 

den und damit nicht für den hier streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrag. 

Die Klägerin hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Unterlassung gemäß @ 8 Abs. 1, 3 Nr. 

3 UWG, @@ 3, 3 a UWG i.V.m. @ 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG, weil die Vorgaben des @ 7b Abs. 1 

S. 1 Nr. 2 AltZertG von der Beklagten eingehalten wurden. 

8) 

Gemäß 5 7 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2, Abs. 2 S. 1 AltZertG hat ein Anbieter von Altersvorsorgeverträ- 

gen, wenn Leistungen nach 9 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 AltZertG wie zum Beispiel Leibrenten zu erbrin- 

gen sind, den Vertragspartner frühestens zwei Jahre und spätestens drei Monate vor Beginn der 

vertraglich vereinbarten Auszahlungsphase schriftlich über die in der Auszahlungsphase anfallen- 

den Kosten zu informieren, wobei Kosten nach 5 2a 3.1 AltZertG, wie zum Beispiel Abschluss—, 

und Vertriebskosten sowie Verwaltungskosten, die im Rahmen dieser Information nicht ausge— 

wiesen sind oder auf die nicht hingewiesen wurde, vom Vertragspartner nicht geschuldet sind. 
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b) 

Die Beklagte hat diese lnformationspflichten nach 5 7 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG erfüllt, wes- 

halb die Regelung in 5 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 HS 2, dass Kosten, über die nicht ordnungsgemäß in- 

formiert wurde, vom Vertragspartner nicht geschuldet sind, hier nicht gilt. Unbestritten wurde in 

dem streitgegenständlichen Vertrag mit  im Jahr 2008 ein Beginn der Auszah- 

lungsphase nicht vereinbart, weshalb gemäß 5 7b Abs. 1 S. 2 AltZertG die Vollendung des 60. Le— 

bensjahres von  als Beginn der Auszahlungsphase gilt.  ist am 

 geboren. Er vollendete sein 60. Lebensjahr somit am . Zur möglichen Aus- 

gestaltung der Auszahlungsphase unterbreitete die Beklagte ihm mit Schreiben vom 25.09.2017 

(Anlage B5-B8) und damit innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist frühestens zwei Jahre 

und spätestens drei Monate vor Beginn der vertraglich vereinbarten Auszahlungsphase zwei Vor- 

schläge. Darin waren die vom Versicherungsunternehmen berechneten Kosten enthalten. Ent- 

sprechendes gilt für die Vorschläge der Beklagten für  in den Schreiben vom 

26.01.2023 (Anlage K2) und vom 08.03.2024 (Anlage K5). Auch die Klägerin stellt nicht infrage, 

dass diese Vorschläge unterbreitet wurden und die erforderliche Kostenaufschlüsselung enthiel- 

ten. 

C) 

Ohne Erfolg beruft sich die Klägerin darauf, über die Kosten in der Auszahlungsphase nach 

5 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 5 2 a AltZertG sei bereits im Altersvorsorgevertrag selbst zu informieren 

gewesen. Der Kostenausschluss in 5 7b Abs. 1 S.1 Nr. 2 HS 2 AltZertG bezieht sich aufgrund 

seiner systematischen Stellung lediglich auf die lnformationspflichten gemäß 5 7b Abs. 1 S. 1 

Nr. 2, die nach dem ausdrücklichen Wortlaut frühestens zwei Jahre vor Beginn der vertraglich 

vereinbarten Auszahlungsphase vom Anbieter geschuldet sind und nicht bereits bei Abschluss 

des Altersvorsorgevertrages. Von einer entsprechenden Auslegung ging auch der Gesetzgeber 

ausweislich der Begründung zum Gesetzentwurf des 5 7b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AltZertG aus 

(BT-Drs. 17/10818, Seite 27 rSp): „Der Abschluss dieser Versicherungen erfolgt in der Regel 

zeitnah zum Beginn der Auszahlungsphase. Denn von den Versicherungsunternehmen werden 

keine Verträge dieser Art für in ferner Zukunft liegende Restverrentungskontrakte angeboten, da 

hierfür aktuarisch faire Konditionen nur schwer kalkuliert werden können. Die Kostenbelastung 

des Altersvorsorgevertrages in der Auszahlungsphase ist daher bei Vertragsschluss in der Re- 
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gel noch nicht bekannt. Damit der Vorsorgesparer dennoch rechtzeitig über die Kostenbelastung 

in der Auszahlungsphase Kenntnis erlangt und er ggfs. von seinem Wechselrecht Gebrauch ma- 

chen kann, wird eine Informationspflicht kurz vor Beginn der vertraglich vereinbarten Auszah- 

lungsphase eingeführt.“ 

Somit schildert der Gesetzgeber genau den hier streitigen Fall, in dem die Kosten zeitnah zum 

Beginn der Auszahlungsphase von einer Versicherung, sprich einem Dritten und nicht vom Anbie- 

ter des Altersvorsorgevertrages selbst, berechnet werden. Aus diesen Enzvägungen des Gesetz- 

gebers ergibt sich gleichzeitig der Sinn und Zweck der Regelung, dass über die in der Auszah— 

lungsphase anfallenden Kosten frühestens zwei Jahre vor Beginn der vertraglich vereinbarten 

Auszahlungsphase zu informieren ist. 

Der von der Klägerin geltend gemachte Unterlassungsanspruch ergibt sich auch nicht aus 55 8 

Abs. 1, 3 Nr. 3 UWG, @ 3 Abs. 1, 5 5 Abs. 1, 2 Nr. 2 oder Nr. 7 UWG unter dem Gesichtspunkt ei- 

ner unzulässigen geltungserhaltenden Reduktion der vom Bundesgerichtshof für unwirksam er- 

klärten Vertragsklausel in Ziffer 4.2 Satz 4 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag der Be- 

klagten (Anlage BZ) bzw. einer europarechtswidrigen Ausfüllung der dadurch entstehenden Lü- 

cke durch dispositives Gesetzesrecht (@ 306 Abs. 2 BGB). 

a) 

In den Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag der Beklagten (Anlage B2) ist unter „4.2 Ange- 

bote über die Gestaltung der Auszahlungsphase“ in Satz 4 geregelt: „Im Falle der Vereinbarung 

einer Leibrente werden dem Sparer ggfs. Abschluss- und/oder Vermittlungskosten belastet.“ 

Der Bundesgerichtshof hat über eine wortgleiche Klausel in den Sonderbedingungen für Alters- 

vorsorgeverträge einer Sparkasse entschieden, dass es sich dabei um eine Vertragsbedingung 

i.S.v. @ 305 Abs. 1 S. 1 BGB handelt (BGH, Urteil vom 21.11.2023 - XI ZR 290/22, BGHZ 239, 52 

Rn. 15 - 20) und diese Klausel gegen das Transparenzgebot verstößt und im Verkehr mit Ver- 

brauchern gemäß 5 307 Abs. 1 S. 1 und 2 BGB unwirksam ist (BGH, a.a.0. Rn. 21 - 27). Die Klä- 

gerin macht geltend, die von der Beklagten an  versandten Angebote der Bayern 

Versicherung mit Schreiben vom 25.09.2017 (Anlagen 85 bis B8), vom 26.01.2023 (Anlage K2 

= 89 - 811) sowie vom 08.03.2024 (Anlagen K5, B12, B13) seien irreführend, weil  
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 der Beklagten die darin aufgeführten Abschluss- und Vervvaltungskosten nicht schulde. 

Auch fremde Kosten seien wegen der Unwirksamkeit der Vertragsklausel in Ziffer 4.2 Satz 4 der 

Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag der Beklagten nicht geschuldet. Ohne diese unwirksa- 

me Vertragsklausel ergebe sich dies aus der Auslegung des streitgegenständlichen Altersvorsor— 

gevertrages. Ferner sei nach der Rechtsprechung des europäischen Gerichtshofes @ 306 

Abs. 2 BGB, der vorsieht, dass sich der Inhalt des Vertrages nach den gesetzlichen Vorschriften 

richtet soweit die Bestimmungen des Vertrages unwirksam sind, teleologisch zu reduzieren. Im 

Übrigen sei 5 670 BGB schon deshalb nicht anwendbar, weil in der Auszahlungsphase kein Auf- 

trag erteilt werde, einen kostenpflichtigen Vertrag zu besorgen und der Abschluss eines kosten- 

pflichtigen Vertragsschlusses auch nicht nach den Grundsätzen der Geschäftsführung ohne Auf- 

trag im Interesse des Verbrauchers liege. Nach Auffassung der Kammer lag in der Übersen- 

dung der Angebote der Bayern Versicherung an  keine unlautere geschäftliche 

Handlung, weil die Beklagte damit lediglich ihre Vertragspflichten erfüllte und nicht gegen höher- 

rangiges Recht verstieß. 

b) 

Eine Auslegung des streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrages ergibt, dass die Beklagte ins— 

besondere gemäß Ziffer 4.2 Satz 2 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag (Anlage B2) 

verpflichtet war, Angebote wie die streitgegenständlichen Angebote der Bayern Versicherung ih- 

rem Kunden  zu unterbreiten. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen wie hier sind ausgehend von den Verständnismöglichkeiten 

eines rechtlich nicht vorgebildeten Durchschnittskunden einheitlich so auszulegen, wie ihr Wort- 

laut von verständigen und redlichen Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der norma- 

lerweise beteiligten Kreise verstanden wird (Grüneberg/Grüneberg, BGB, 84. Aufl. 5 3050 Rn. 

16 m.w.N.). Bei einem Gesamtklauselwerk sind auch solche Klauseln zu berücksichtigen, die 

mit der auszulegenden Klausel in einem erkennbaren Regelungszusammenhang stehen (Grüne- 

berg, aaO. m.w.N.). Bei der Auslegung zu berücksichtigen sind auch sonstige Umstände, die 

den Abschluss einerjeden vertraglichen Abrede typischerweise begleiten (Grüneberg a.a.0. 

m.w.N.). Gemäß @ 3050 Abs. 2 BGB gehen Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbe- 

dingungen zu Lasten des Vervvenders. Bei der Prüfung der Wirksamkeit einer Allgemeinen Ge— 

schäftsbedingung bedeutet dies, dass die kundenfeindlichste Auslegung maßgebend ist (Grüne- 
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berg, a.a.0. Rn.18 m.w.N.). 

Weder aus dem Wortlaut, noch dem systematischen Zusammenhang ergeben sich hier Anhalts- 

punkte dafür, dass die Sparkasse verpflichtet ist, dem Sparer für eine lebenslange gleichbleiben— 

de oder steigende monatliche Leibrente in der Auszahlungsphase eigene Angebote zu machen. 

Auch für das maßgebliche Verständnis eines rechtlich nicht vorgebildeten Durchschnittsverbrau- 

chers ist dies durch die Klarstellung, dass die Sparkasse entsprechende Angebote „ggfs. zu- 

gunsten des Sparers mit einem Versicherungsunternehmen abschließt“ eindeutig klargestellt. 

Ohne Erfolg beruft sich die Klägerin darauf, die Vertragspartner der Beklagten würden nicht wis— 

sen, dass wegen des Langlebigkeitsrisikos nur Versicherungsunternehmen mit einer Erlaubnis 

gemäß 5 8 Abs. 1 VAG berechtigt sind, Leibrenten anzubieten, weil der Sparer nicht wissen 

muss, warum die Klägerin keine eigenen Angebote unterbreitet. Entscheidend ist, dass die Kläge- 

rin nach dem streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrag nicht verpflichtet ist, eigene Angebo- 

te für eine Leibrente in der Auszahlungsphase ihren Kunden zu unterbreiten. 

C) 

Es bestehen keine Bedenken gegen die Wirksamkeit dieser vertraglichen Regelung. Zwar ist 

auch hier, wie in der vom Bundesgerichtshof für unwirksam erklärten Regelung die Abkürzung 

„ggfs.“ enthalten. In Bezug auf die Belastung mit Abschluss- und/oder Vermittlungskosten in Zif- 

fer 4.2. Satz 4 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag beanstandete der Bundesgerichts- 

hof, dass aus der Formulierung „ggfs.“ schon unklar bleibe, ob der Sparer im Fall der Vereinba- 

rung einer Leibrente überhaupt mit Abschluss— und Vermittlungskosten belastet werde, und wie 

hoch diese Kosten sein werden (BGH, a.a.0. Rn. 26). Mit der Aussage in Ziffer 4.2 Satz 2 der 

Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag der Beklagten, die Sparkasse werde dem Sparer ein 

Angebot „für eine lebenslange gleichbleibende oder steigende monatliche Leibrente, die die Spar- 

kasse ggfs. zugunsten des Sparers mit einem Versicherungsunternehmen abschließt“ wird 

nach dem maßgeblichen Verständnis eines rechtlich nicht vorgebildeten Durchschnittsverbrau- 

chers (vgl. BGH, a.a.0. Rn.18) hinreichend klar ausgedrückt, dass die Sparkasse das Angebot 

für eine lebenslange gleichbleibende oder steigende monatliche Leibrente für den Fall einer An- 

nahme des Angebots durch den Sparer zugunsten des Sparers mit einem Versicherungsunter- 

nehmen abschließt. Die Frage, ob und in welcher Höhe sich aus der Annahme des Angebots ei- 

ne Pflicht zur Tragung von Abschluss- und/oder Vermittlungskosten ergibt, ist nur in Ziffer 4.2 

Satz 4 geregelt, nicht aber in Ziffer 4.2 Satz 2 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag. 
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d) 

Die Beklagte war nicht verpflichtet, ihrem Kunden  Angebote einer Versicherung 

für eine lebenslange gleichbleibende oder steigende monatliche Leibrente für die Gestaltung der 

Auszahlungsphase anzubieten ohne Abschluss- und/oder Vermittlungskosten, weil dies unmög- 

lich ist (5 275 Abs. 1 BGB). Unbestritten gibt es kein Versicherungsunternehmen, das entspre- 

chende Leibrenten ohne Abschluss- und/oder Vermittlungskosten anbietet. Auch der Gesetzge- 

ber geht in der Gesetzesbegründung für die Neufassung des AltZertG durch das Altersvorsor— 

ge-Verbesserungsgesetz - AlterbG - vom 24. Juni 2013 von einer Verrentung durch Versiche- 

rer aus: „Anbieter von Bank—, Fonds- oder Genossenschaftssparplänen sowie Bausparverträ- 

gen müssen sich für die Verrentung eines Versicherers bedienen. Der Abschluss dieser Versi- 

cherungen erfolgt in der Regel zeitnah zum Beginn der Auszahlungsphase“ (BT-Drs. 17/10818, 

Seite 27 rSp). 

6) 

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Verbot einer geltungserhaltenden Reduktion, wo— 

nach eine Klausel grundsätzlich im Ganzen unwirksam ist (Grüneberg, a.a.0. @ 306 Rn. 6 

m.w.N.). Unwirksam ist Ziffer 4.2 Satz 4 der Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag der Be- 

klagten, wonach im Falle der Vereinbarung einer Leibrente dem Sparer ggfs. Abschluss- 

und/oder Vermittlungskosten belastet werden. In dieser Vertragsbedingung geht es um die Fra- 

ge, ob die Beklagte berechtigt ist, ihren Kunden Abschluss— und/oder Vermittlungskosten zu be— 

lasten. Folge des Verbots einer geltungserhaltenden Reduktion ist, dass diese Vertragsbedingun- 

gen im Ganzen unwirksam ist und eine vertragliche Regelung für die Frage fehlt, ob die Beklagte 

ihren Kunden im Falle der Vereinbarung einer Leibrente Abschluss- und/oder Vermittlungskos- 

ten belasten darf. 

0 

Die Zusendung von Angeboten für eine Leibrente in der Auszahlungsphase, die Abschluss- 

und/oder Vermittlungskosten enthalten, ist gleichwohl nicht irreführend gemäß 5 5 Abs. 1, Abs. 2 

Nr. 2, 7 UWG, weil die Kunden gemäß 5 670 BGB verpflichtet sind, der Beklagten im Falle einer 



1HK01107/24 -Seite 17 - 

Annahme der Angebote, die in den Angeboten ausgewiesenen Abschluss- und/oder Vermittlungs- 

kosten zu zahlen. 

Gemäß 9 306 Abs. 2 BGB richtet sich der Inhalt des Vertrages nach den gesetzlichen Vorschrif— 

ten, soweit Allgemeine Geschäftsbedingungen unwirksam sind. Allerdings gilt nach der Recht- 

sprechung des europäischen Gerichtshofs, dass die ausnahmsweise bestehende Möglichkeit, ei- 

ne für nichtig erklärte missbräuchliche Klausel durch eine dispositive nationale Vorschrift zu er- 

setzen, auf Fälle beschränkt ist, in denen die Streichung der missbräuchlichen Klausel den Rich- 

ter zwingen würde, den Vertrag in seiner Gesamtheit für unwirksam zu erklären, was für den Ver— 

braucher besonders nachteilige Folgen hätte, sodass dieser dadurch geschädigt würde (EuGH, 

Urteil vom 08.12.2022 - C-625/21 - GUPFINGER, juris Rn. 29). Aus dieser Rechtsprechung des 

Europäischen Gerichtshofs ergibt sich nur, dass die Lücke, die durch eine für nichtig erklärte 

missbräuchliche Klausel entsteht, gesetzlich nicht durch das dispositive Recht gefüllt werden 

darf. Hier ergibt sich eine Pflicht des Sparers zum Ersatz von Aufwendungen gemäß 5 670 BGB 

jedoch nicht aus dem streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrag, sondern erst aus einem neu- 

en Vertrag, der als Auftrag gemäß 5 662 ff. BGB zu qualifizieren ist. Dieser neue Vertrag kommt 

erst durch das Angebot der Sparkasse frühestens zwei Jahre vor Beginn der Auszahlungspha- 

se, für den Sparer die angebotenen Versicherungen bei der Bayern Versicherung zu den im ein- 

zelnen angegebenen Bedingungen abzuschließen und die Annahme dieses Angebots durch 

den Sparer zustande. Dem Sparer steht es frei, das Angebot der Sparkasse anzunehmen oder 

sich anderweitig über Angebote für die Auszahlungsphase zu informieren und andere Angebote 

anzunehmen. 

Die Besonderheit des streitgegenständlichen Altersvorsorgevertrages und der zugrundeliegen- 

den gesetzlichen Konzeption des AltZertG ist, dass der Vertrag konkrete vertragliche Pflichten 

für die Ansparphase regelt und für die Auszahlungsphase, die typischerweise erst Jahrzehnte 

nach dem Vertragsschluss beginnt, nur die Unterbreitung von Angeboten vorsieht, die der Spa- 

rer annehmen kann. In der neueren Fassung des AltZertG, die wie bereits dargelegt gem. 5 14 

Abs. 6 S. 3 AltZertG auf den streitgegenständlichen Vertrag nicht anwendbar ist, wird in 5 2a S. 

1 Buchst. f, 5 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 9 AltzertG darüber hinaus eine lnformationspflicht bereits im AI— 

tersvorsorgevertrag geregelt. Der Sparer ist frei, die Angebote, die ihm frühestens 2 Jahre vor Be- 

ginn der Auszahlungsphase zu unterbreiten sind, anzunehmen oder sich selbst Anbieter für die 

Auszahlungsphase zu suchen. Wenn der Sparer die Angebote gem. Ziff. 4.2. Satz 2 der streitge- 

genständlichen Sonderbedingungen Altersvorsorgevertrag annimmt, handelt es sich um einen 

neuen Vertrag, der den Anbieter, hier also die Sparkasse verpflichtet, für den Sparer die Verträ— 

ge mit Dritten abzuschließen. Dieser neue Vertrag ist als Auftrag gem. @ 662 BGB zu qualifizie- 
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ren mit der gesetzlichen Folge eines Aufwendungsersatzes gem. @ 670 BGB. Die Rechtspre- 

chung des Europäischen Gerichtshofs zur Einschränkung des in 5 306 Abs. 2 BGB normierten 

Grundsatzes, dass an die Stelle von unwirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingungen die ge- 

setzlichen Vorschriften treten, also das dispositive Gesetzesrecht, betrifft den Vertrag, in dem 

die unwirksamen Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten sind, hier also den streitgegen- 

ständlichen Altersvorsorgevertrag, nicht aber neue Verträge, die erst Jahrzehnte nach diesem AI- 

tersvorsorgevertrag abgeschlossen werden. 

Auch der Klageantrag zu 3 auf Auskunftserteilung ist als unbegründet abzuweisen. Zwar ist zur 

Vorbereitung und Durchsetzung eines Beseitigungsanspruches ein Anspruch auf Auskunftsertei- 

lung über den Umfang der Verletzungshandlungen zuzubilligen, wenn andernfalls die zu einer Be— 

seitigung der fortwirkenden Störung erforderlichen Maßnahmen praktisch nicht venMrklicht wer- 

den können (BGH, NJW 2024, 3152 Rn. 20). Voraussetzung für das Bestehen eines (unselbst- 

ständigen) Auskunftsanspruchs aus @ 242 BGB ist aber, dass der Hauptanspruch, der mit der 

Auskunftserteilung vorbereitet und durchgesetzt werden soll, grundsätzlich besteht (BGH, 

a.a.0.). Daran fehlt es hier wie bereits dargelegt. 

Auch der Klageantrag zu 4, mit dem ein Beseitigungsanspruch gem. @ 8 Abs. 1 S. 1 UWG gel— 

tend gemacht wird, ist als unbegründet abzuweisen. Er setzt eine unzulässige geschäftliche 

Handlung nach @ 3 UWG oder @ 7 UWG voraus. Eine unzumutbare Belästigung gemäß @ 7 

UWG wird hier nicht geltend gemacht. Eine unlautere geschäftliche Handlung gemäß 5 3 UWG 

liegt - wie bereits dargelegt - hier nicht vor. 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus @ 91 Abs. 1 8.1 ZPO. Die Entscheidung zur vorläufigen 

Vollstreckbarkeit ergibt sich aus 5 709 ZPO. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs- 
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu- 
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Oberlandesgericht München 
Zivilsenate in Augsburg 
Fuggerstr. 10 
86150 Augsburg 

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht. 

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris- 
tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge- 
bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei 
denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über- 
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er- 
satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische 
Dokument nachzureichen. 

Elektronische Dokumente müssen 
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per- 
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Ubermittlungsweg oder 
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal- 

tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf ?; 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin- 
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be- 
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
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geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de ven1viesen. 

gez. 

Vorsitzender Richter 
. Handelsrichter Handelsrichter 

am Landgencht 

Verkündet am 12.03.2025 

gez. 
JSekr‘in 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

Für die Richtigkeit der Abschrift 
Memmingen, 12.03.2025 

Dokument unterschrieben 
von: , Landgericht 
Memmingen 




